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Vorführender
Präsentationsnotizen
Von den folgenden Folien können je nach Zeitbudget und Schwerpunkt des Vortrags Folien ausgeblendet werden. Auf Nachfrage können ggf. weitere Grafiken geliefert werden.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Das Bruttoinlandsprodukt repräsentiert den Wert aller Güter und Dienstleistungen und damit der Einkommen (inkl. Ersatz für Wertverlust der Anlagen), die in einer Volkswirtschaft innerhalb eines Jahres neu erwirtschaftet wurden. Bei Betrachtung der Veränderung über mehrere Jahre hinweg ist es sinnvoll die Veränderung des Preisniveaus miteinzubeziehen, somit die „reale“ Entwicklung des BIP zu betrachten. Nach einer längeren Wachstumsphase seit 2010 war das Jahr 2020 durch eine heftige Krise in der Covid-Pandemie geprägt. Dann hat wieder ein Aufschwung eingesetzt, der allerdings 2021 durch Lieferengpässe und Preissteigerungen bei wichtigen Rohstoffen und Vorprodukten schwächer ausfiel als noch im Sommer prognostiziert. 
In 2022 wurde die Wirtschaftsentwicklung massiv durch die erhöhten Preise und Lieferprobleme durch den Ukraine-Krieg und die Sanktionen gegen Russland belastet, das wirkt auch in 2023 weiter und führt wahrscheinlich zu Stagnation des jahresdurchschnittlichen BIP. 



Wirtschaftsprognosen für Deutschland

Vorführender
Präsentationsnotizen
Für 2023 erwarten die Wirtschaftsforschungseinrichtungen überwiegend eine schwache Rezession oder eine Stagnation der Wirtschaftsleistung im Gesamtjahresdurchschnitt. Die Inflation wird sich voraussichtlich im Jahresverlauf abschwächen, aber im Jahresdurchschnitt weiter hohe Werte um die sechs Prozent erreichen. Für 2024 lauten die Prognosen, dass die Inflation dann wieder stark zurückgeht auf im Jahresdurchschnitt zwei bis drei Prozent und die Wirtschaft wieder mit ein bis zwei Prozent wächst.
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Verbraucherpreisindex und Veränderungsrate 
gegenüber dem Vorjahresmonat, alter und neuer Index

0,0%

1,0%

2,0%

3,0%

4,0%

5,0%

6,0%

7,0%

8,0%

9,0%

10,0%

11,0%

100

102

104

106

108

110

112

114

116

118

120

122

Ja
n

Fe
b

M
är

z

A
p

r

M
ai

Ju
n

i

Ju
li

A
u

g

Se
p

O
kt

N
o

v

D
ez Ja
n

Fe
b

M
är

z

A
p

r

M
ai

Ju
n

i

Ju
li

A
u

g

Se
p

O
kt

N
o

v

D
ez Ja
n

Fe
b

M
är

z

A
p

r

2021 2022 202

Veränderung zum Vorjahresmonat neu (rechte Skala)

Veränderung zum Vorjahresmonat alte Berechnung

Verbraucherpreisindex (linke Skala)

Vorführender
Präsentationsnotizen
Index (Preisniveau), Veränderung zum Vorjahresmonat, zum Vormonat sind die Änderungen viel kleiner, 0,x und manchmal minus (Nov. 21 0,2%, gg. Vorjahresmonat 5%). 2020 gab es sehr geringe Inflation, im 2. Hj. sinkende Preise (MWSt.-Senkung). 2021 zunächst Normalisierung, hohe Raten wegen Basiseffekt und Engpässen durch Corona-Einschränkungen, seit Ende 2021 Beschleunigung der Inflation (Anstieg der Rohstoff- und Energiepreise) ), seit März 2022 dann weiter verstärkt durch Krieg und Sanktionen. Ende 2022 Rückgang wegen gegenüber Höchststand wieder gesunkener Energiepreise. In 2023 vor. weiterer Rückgang der Inflationsraten, jahresdurchschnittlich um 6%.
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Energie- und Nahrungsmittelpreise machen zwei Drittel der Preissteigerungen aus. Davon sind Haushalte und Familien mit geringeren Einkommen überproportional betroffen. Wichtig: es sind Mittelwerte, die relevanten Unterschiede gehen unter, siehe Alleinerziehende <900 Euro (viel Haushaltsenergie, wenig Spritpreise weil meist kein Auto) und Familien mit mittlerem Einkommen (viel Spritpreise, weniger Haushaltsenergie wegen mehr Erwerbstätigkeit). Arme mit Auto und weiter Entfernung viel höher betroffen, ebenso auf dem Land mit Autobedarf, oder schlecht isolierte Wohnungen. 



Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Lohnquote ist der Anteil der Arbeitnehmerentgelte (brutto inkl. „Arbeitgeberbeiträge“) am Volkseinkommen. Die Bereinigung der Lohnquote ermöglicht eine bessere Vergleichbarkeit über den Zeitverlauf, indem die Veränderungen des Anteils der abhängig Beschäftigten an den Erwerbstätigen und den Arbeitszeiten herausgefiltert werden. �In wirtschaftlichen Abschwächungen und Krisen fallen die Gewinne, deshalb steigt dann die Lohnquote, im anschließenden Aufschwung sinkt sie zumeist wieder. Nach dem starken Rückgang 2003 bis 2007 ist aber insgesamt in den 2010er Jahren eine Stabilisierung und Erholung gelungen. Allerdings ist die Ungleichheit zwischen den Löhnen größer geworden, gestiegen sind besonders ohnehin relativ gute Löhne. Gleichzeitig haben sich Niedriglöhne ausgeweitet, sie sind erst seit Einführung des Mindestlohns 2015 wieder gestiegen. Der Anstieg der Lohnquote 2022 liegt aber nicht an steigenden Lohnkosten. Ein Grund ist vielmehr der Rückgang der an Unternehmen fließenden Corona-Subventionen. Der zweite Grund ist ein Anstieg der Abschreibungen, des Wertverlusts des Anlagevermögens. Dieser mindert den Gewinn. Die Abschreibungen werden in der in der volkswirtschaftlichen Statistik zu Wiederbeschaffungspreisen berechnet. Diese sind durch die Inflation stark angestiegen. Das ist aber ein rein kalkulatorischer Posten, der den tatsächlichen Geldzufluss nicht mindert. Der Anstieg der Lohnquote liegt also an statistischen Sonderfaktoren.



Vorführender
Präsentationsnotizen
Der Nominallohn ist das tatsächlich gezahlte Entgelt für geleistete Arbeit, beim Reallohn wird die Inflationsrate berücksichtigt. Dadurch wird die Kaufkraft der Löhne und Gehälter zu verschiedenen Zeitpunkten vergleichbar. Die Löhne und Gehälter sind in den 2010er Jahren kontinuierlich gestiegen. Sie sind hier auf die real gearbeiteten Stunden bezogen. In 2020 haben sich die Kurzarbeit und der Rückgang von Minijobs hier steigernd ausgewirkt, in 2021 führten geringere Lohnzuwächse und gestiegene Inflation zu Reallohnverlusten. Aber: nächste Folie. In 2022 sanken die Reallöhne stark durch die hohe Inflation, die in den Tariferhöhungen nicht einkalkuliert war.





Vorführender
Präsentationsnotizen
Pro Person im Monat oder Jahr gerechnet wirkte sich 2020 die Kurzarbeit und der Abbau von Arbeitszeitkonten negativ aus, die Reallöhne sanken erstmals seit 2009 wieder, die Nominallöhne sogar erstmals überhaupt. Dies wurde aber erheblich durch das Kurzarbeitergeld kompensiert, das durchschnittlich verfügbare Einkommen je beschäftigter Person dürfte leicht gestiegen sein. In 2021 stiegen die Löhne etwas gegenüber dem Vorjahr, weil durch den Abbau der Kurzarbeit die Zahl der gearbeiteten und bezahlten Stunden anstieg. In 2022 sanken die Reallöhne stark durch die hohe Inflation, die in den Tariferhöhungen nicht einkalkuliert war.



Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Tarifentwicklung ist auch von den speziellen Bedingungen und Kräfteverhältnissen in den einzelnen Tarifbereichen geprägt. Im öffentlichen Dienst in den 2000er Jahren und in Dienstleistungssektoren mit schwacher Tarifbindung ist sie hinter den zentralen Industriesektoren zurückgeblieben. 2022 stiegen die Preise um 7,9 Prozent, die Produktivität um 0,3%, die Tarifsteigerungen waren in allen Bereichen erheblich niedriger. 
Wir haben Daten zu weiteren Branchen vorliegen und können Grafiken dazu liefern, bitte melden bei wirtschaftspolitik@verdi.de 



Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Inflation führt auch zu erheblich stärker steigenden Steuereinnahmen, um 6% und mehr pro Jahr bis 2024. 
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